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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragstellerin wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Antragsgegner hat
auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren keine auÃ�ergerichtlichen Kosten der
Antragstellerin zu tragen.

GrÃ¼nde:

I.

Die Beteiligten streiten um die Ã�bernahme der Unterbringungskosten der
Antragstellerin.

Die Antragstellerin ist Mieterin einer 1-Raum-Wohnung in der L StraÃ�e. Im Zuge
von Modernisierungsarbeiten, die im EinverstÃ¤ndnis mit der Antragstellerin
durchgefÃ¼hrt wurden, ist die Antragstellerin vorÃ¼bergehend auf Kosten des
Vermieters auÃ�erhalb der Wohnung untergebracht worden.
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Mit Bescheid vom 5. September wurden der Antragstellerin Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)
fÃ¼r den Bewilligungszeitraum vom 1. September 2005 bis 28. Februar 2006 in
HÃ¶he von monatlich 345,00 Euro, d.h. ohne Ã�bernahme der Unterkunftskosten,
bewilligt. Hiergegen legte die Antragstellerin Widerspruch ein. Sie zahle 107,75
Euro, d.h. 50 % der Nettokaltmiete an den Vermieter. Mit Bescheid vom 19.
September 2005 bestÃ¤tigte der Antragsgegner die Ablehnung der Ã�bernahme
von Unterkunftskosten. Die Antragstellerin habe mit Schreiben vom 24. August
2005 mitgeteilt, dass fÃ¼r die Zeit der Unbewohnbarkeit der Wohnung von der
Vermieterseite eine vollstÃ¤ndige Mietminderung ("auf Null") gewÃ¤hrt werde.
Daher kÃ¶nnten keine Unterkunftskosten anerkannt werden. Mit Bescheid vom 21.
September 2005 wies der Antragsgegner den Widerspruch zurÃ¼ck.
Unterkunftskosten fÃ¼r die Wohnung kÃ¶nnten nicht anerkannt werden, da die
Antragstellerin fÃ¼r die Dauer der Arbeiten von der Entrichtung der Miete befreit
sein. Dies habe der Vermieter auch schriftlich bestÃ¤tigt. Die Ã�bernahme der
Hotelkosten kÃ¤me ebenfalls nicht in Betracht, da diese von dem Vermieter
Ã¼bernommen wÃ¼rden. Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 17. Oktober 2005
Klage.

Mit dem Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat die Antragstellerin
zunÃ¤chst laufende Leistungen begehrt und den Antrag spÃ¤ter auf die
GewÃ¤hrung von Unterkunftskosten beschrÃ¤nkt. Mit Beschluss vom 5. Oktober
2005, der Antragstellerin am 4. November 2005 zugegangen, hat das Sozialgericht
(SG) Berlin den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung zurÃ¼ckgewiesen.
Es sei nicht ersichtlich, dass der Antragstellerin Ã¼berhaupt Kosten fÃ¼r die
Unterkunft entstÃ¼nden. Zu einer Neuentscheidung Ã¼ber die Kosten der
Unterkunft habe sich der Antragsgegner in seinem Bescheid vom 19. September
2005 bereit erklÃ¤rt.

Hiergegen richtet sich die am 2. Dezember 2005 eingelegte Beschwerde der
Antragstellerin. Die Antragsgegnerin habe mit Bescheid vom 19. Oktober 2005 mit
Wirkung vom 1. November 2005 die Bewilligung der Leistung wegen Wegfall der
ErwerbsfÃ¤higkeit aufgehoben. Dagegen habe sie mit Schreiben vom 5. November
2005 Widerspruch eingelegt. Ihre Mietwohnung in der L StraÃ�e habe sie noch nicht
wieder bezogen. Die von ihr geleisteten Mietzahlungen habe der Vermieter als
Ausgleich fÃ¼r frÃ¼here Mietminderungen gebucht. Sie habe fÃ¼r den Zeitraum
vom 1. Juli 2005 bis 23. Januar 2006 einen Anspruch gegenÃ¼ber dem Vermieter
i.H.v. 2.524,38 Euro, fÃ¼r den der Antragsgegner aufzukommen habe.

Der Antragsgegner hat mit Schriftsatz vom 31. Januar 2006 mitgeteilt, dass die
Antragstellerin seit 1. November 2005 Leistungen nach dem ZwÃ¶lften Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XII) beziehe.

II.

Das Passivrubrum war von Amts wegen zu berichtigen, da die Arbeitsgemeinschaft
des Landes Berlin und der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit fÃ¼r den Ã¶rtlichen Bereich
des Verwaltungsbezirks Pankow, bezeichnet als JobCenter Pankow, vertreten durch
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den GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, nach Auffassung des Senats im Sinne des Â§ 70 Nr. 2
Sozialgerichtsgesetz (SGG) beteiligtenfÃ¤hig ist (fÃ¼r die Arbeitsgemeinschaft fÃ¼r
den Ã¶rtlichen Bereich des Verwaltungsbezirks Lichtenberg-Hohen-schÃ¶nhausen,
Beschluss des Senats vom 14. Juni 2005, als vormals 10. Senat des
Landessozialgerichts Berlin, L 10 B 44/05 AS ER).

Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet.

Der Antrag der Antragstellerin ist als Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung nach Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG auszulegen. Danach kann das Gericht
auf Antrag eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands
in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen, wenn eine solche Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Der Anordnungsanspruch â��
die Rechtsposition, deren Durchsetzung im Hauptsacheverfahren beabsichtigt ist
â�� sowie der Anordnungsgrund â�� die EilbedÃ¼rftigkeit der begehrten sofortigen
Regelung â�� sind glaubhaft zu machen (Â§ 86 b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920
Abs. 2 Zivilprozessordnung (ZPO)).

a) Der Antrag auf ErlaÃ� einer einstweiligen Anordnung ist unbegrÃ¼ndet, soweit
die Antragstellerin Unterkunftskosten fÃ¼r die Monate September und Oktober
2005 verlangt, denn fÃ¼r diese beiden Monate ist weder Anordnungsanspruch noch
Anordnungsgrund glaubhaft gemacht worden. Was den Anordnungsanspruch
betrifft, erhalten nach Â§ 19 SGB II erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige als
Arbeitslosengeld II Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einschlieÃ�lich
der angemessenen Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung. Nach Â§ 22 Abs. 1 S. 1
SGB II werden Leistungen in Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind. Hier ist nicht glaubhaft
gemacht, dass im September und Oktober 2005 Ã¼berhaupt laufend
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige Unterkunftskosten angefallen sind. Dies ergibt sich aus
den Angaben der Antragstellerin und den VerwaltungsvorgÃ¤ngen. Danach konnte
die Wohnung in der L StraÃ�e wegen andauernder BaumaÃ�nahmen nach
Ã¼bereinstimmender Auffassung der Mietvertragsparteien nicht von der
Antragstellerin bewohnt werden. FÃ¼r die Zeit der fehlenden Bewohnbarkeit hatte
der Vermieter aber mit Schreiben vom 30. Mai 2005 eine Minderung der Miete in
HÃ¶he von 100% zugestanden. Hierzu liegt die bestÃ¤tigende e-mail des
Vermieters vom 19. September 2005 vor, bezÃ¼glich derer nicht ersichtlich ist,
warum sie inhaltlich falsch sein sollte. Eine Rechtsgrundlage fÃ¼r die Ã�bernahme
gleichwohl getÃ¤tigter Mietzahlungen besteht nicht. Es fehlt auch ein
Anordnungsgrund, da die Antragstellerin eine Leistung fÃ¼r vergangene
ZeitrÃ¤ume begehrt. Die Aufgabe des einstweiligen Rechtsschutzes in FÃ¤llen der
vorliegenden Art ist es, eine akute Notlage zu beseitigen, denn nur dann kann von
einem wesentlichen Nachteil gesprochen werden, den es abzuwenden gilt, und bei
dem ein Abwarten bis zur Entscheidung in der Hauptsache nicht zuzumuten wÃ¤re.
Ausnahmsweise kann eine Fallgestaltung gegeben sein, in der die sofortige
VerfÃ¼gbarkeit einer fÃ¼r zurÃ¼ckliegende ZeitrÃ¤ume zu zahlenden Geldleistung
zur Abwendung eines gegenwÃ¤rtigen drohenden Nachteils erforderlich ist (vgl.
Finkelnburg/Janck, VorlÃ¤ufiger Rechtsschutz im Verwaltungsverfahren, 4. Auflage,
1998, Rdnr. 355 m.w.N). Ein solcher Sachverhalt ist hier jedoch nicht von der
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Antragstellerin glaubhaft gemacht worden oder nach Lage der Akten erkennbar.

b) FÃ¼r die Zeit ab 1. November 2005 wird eine Regelungsanordnung im Sinne des 
Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG begehrt, und nicht die Anordnung der aufschiebenden
Wirkung des Widerspruches i.S.v. Â§ 86 b Abs. 1 SGG. Zwar hat die Antragsgegnerin
eine zum 1. November 2005 wirksam gewordene Aufhebungsentscheidung
getroffen. Diese bezieht sich aber nicht auf die Leistung fÃ¼r Unterkunft und
Heizung, die der Antragstellerin in dem fraglichen Bewilligungszeitraum nicht
bewilligt worden waren. Es besteht jedenfalls kein Anordnungsgrund fÃ¼r eine
vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung von Unterkunftskosten nach Â§Â§ 19, 22 SGB II. Seit dem
1. November 2005 erhÃ¤lt die Antragstellerin Leistungen nach dem SGB XII. Diese
umfassen (ausweislich der von der Antragsgegnerin vorgelegten den November
2005 betreffenden BestÃ¤tigung des Bezirksamtes Pankow von Berlin) auch
Unterkunftskosten. Damit fehlt das BedÃ¼rfnis fÃ¼r eine einstweilige Regelung, die
allein die Frage nach der richtigen LeistungszustÃ¤ndigkeit betreffen wÃ¼rde. Dies
kann im Hauptsacheverfahren geklÃ¤rt werden, ohne dass daraus unzumutbare
Nachteile fÃ¼r die Antragstellerin erwÃ¼chsen.

c) FÃ¼r das Begehren, ihr einen Betrag von 2.524,38 Euro zu gewÃ¤hren, fehlt
jedenfalls der Anordnungsanspruch. FÃ¼r dieses Begehren besteht keine
Rechtsgrundlage. Selbst wenn die Antragstellerin AnsprÃ¼che gegen ihren
Vermieter haben sollte, besteht jedenfalls keine Rechtsgrundlage, die die
Antragsgegnerin verpflichten wÃ¼rde, bei mietrechtlichen Auseinandersetzungen
von Leistungsbeziehern einzuspringen. Eine Verpflichtung zur Ã�bernahme von
Mietschulden kÃ¤me allein unter dem Gesichtspunkt drohender Obdachlosigkeit in
Betracht (vgl. Â§ 22 Abs. 5 SGB II). Im Bezug auf AnsprÃ¼che des
Leistungsbeziehers gegen den Vermieter hat der Antragsgegner nicht in Vorleistung
zu treten.

Die Kostenentscheidung fÃ¼r das Beschwerdeverfahren folgt einer entsprechenden
Anwendung des Â§ 193 SGG.

Dieser Beschluss ist nicht anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 21.06.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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